
Zusammenkunft aller
Physik-Fachschaften

Resolution: NEIN zur Wehrpflicht

Mit dem Wehrdienst-Modernisierungsgesetz und dem seit 1. Januar 2026 ver-
pflichtenden Fragebogen, sehen wir einen starken Einschnitt in die Freiheit und
Selbstbestimmung junger Erwachsener, wie beispielsweise Schüler*innen und
Studierenden, sowie eine Vorbereitung zur Wiederaufnahme der Wehrpflicht.

Die junge Generation wird durch diesen Zwang dazu genötigt, den Interessen-
konflikt der alten Generation auszutragen und im Zuge dessen werden ihre
politischen Interessen von Seiten der älteren Generation und der Regierung
übergangen.

Ihnen wird durch den Aufzwang dieser „gesellschaftlichen Verantwortung“ die
Entscheidungsgewalt, sich bewusst gegen eine Inkaufnahme, an der Front zu
sterben und andere Menschen zu töten, zu entscheiden, abgenommen. Dass
junge Menschen diesen Zwang ablehnen, wird in den Schulstreiks gegen die
Wehrpflicht mehr als deutlich.

Wir wollen kein Teil der fortschreitenden Militarisierung Deutschlands sein,
welche ein Aufkochen internationaler Spannungen anregt, und die Aufrüstungs-
politik anderer Staaten und Akteur*innen befeuert.

Die Entscheidung der Bundesregierung Aufrüstungspolitik zu betreiben, sehen
wir als fatalen Fehler, da Deutschland dadurch die Aufrüstungsspirale befeuert.
Besonders unter dem Gesichtspunkt, dass Deutschland der größte Militärinvestor
in Europa ist - viertgrößter weltweit - und Partnerstaaten dazu verleitet, diesem
Negativbeispiel zu folgen.

Ab 2027 soll fast ein Fünftel des gesamten Bundeshaushalts für den Wehretat
ausgegeben werden, dieser Betrag soll bis 2030 weiter steigen.

Um diese Unsummen für die Rüstung zu finanzieren, werden Gelder in sämtlichen
sozialen Bereichen und der Bildung gekürzt. Diese Kürzungen werden uns
maßgeblich betreffen und in unserem Werdegang erheblich einschränken. Des
Weiteren stufen wir die großangelegte Werbung für die Bundeswehr als kritisch
ein, weil es die Realität vom Krieg verzerrt.

Dies, zusammen mit den neu gesetzten Anreizen für den Wehrdienst, nutzt
besonders die sozioökonomische Lage von Jugendlichen aus einkommensschwä-
cheren Haushalten aus.

Auch die Hürden, welche mit einer Verweigerung der Wehrpflicht verbunden
sind, sind für diese Personengruppen spürbar höher. Damit wird die Frage des
Dienstes zunehmend zu einer Frage der Klasse und die Bundeswehr zu einer
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Armee des Prekariats.

Zudem diskriminiert § 9 SBGG Trans*-Personen, deren Selbstbestimmung in
einem Spannungs-/ Verteidigungsfall direkt eingeschränkt wird.

Aus diesen Gründen fordern wir als ZaPF die Abschaffung des neuen Wehrdienst-
Modernisierungsgesetzes, die Streichung des Artikels 12a (Wehrpflicht) aus dem
Grundgesetz, sowie die Streichung des § 9 SBGG (Zuordnung zum männlichen
Geschlecht im Spannungs- und Verteidigungsfall).

Zudem wollen wir uns mit „Schulstreik gegen Wehrpflicht“ solidarisieren.

Verabschiedet am 17. Mai 2026
auf der ZaPF in Göttingen.
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